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«Werbeeinschränkungen senken 
Tabakkonsum signifi kant» 
Die renommierte Fachärztin Dr. med. Jana Siroka 
äussert sich im «Standpunkt»-Interview zu aktu-
ellen Herausforderungen des Gesundheitswe-
sens. Mit Überzeugung spricht sich Siroka für 
die Volksinitiative «Kinder und Jugendliche oh-
ne Tabak» aus: «Wir wollen verhindern, dass 
Kinder und Jugendliche gezielt durch Werbung 
zum Rauchen verführt und abhängig gemacht 
werden.»

8–9
Monatsinterview

INHALT

«Eine Geschlechtsangleichung ist für Men-
schen, die sich in ihrem Körper mit ihrem 
angeborenen Geschlecht als Mann oder 
Frau nicht wohl fühlen, oft kein Ausweg. (…) 
Wie aus dem Bericht hervorgeht, verschrei-
ben manche Therapeuten in Deutschland 
schon 13-jährigen Betroff enen Hormone.»
IDEA Schweiz bezieht sich in einem Online-Artikel auf 
einen Bericht über Geschlechtsumwandlungen der 
deutschen Tageszeitung «Die Welt» (Quelle: www.idea-
schweiz.ch, 13. Januar 2022).

Wort des Monats

Volksabstimmung vom 13. Februar: Parolen der EDU
• Volksinitiative «Ja zum Tier- und Menschenversuchsverbot»: Nein
• Volksinitiative «Ja zum Schutz der Kinder und Jugendlichen vor Tabakwerbung»: Ja
• Änderung des Bundesgesetzes über die Stempelabgaben: Nein
• Bundesgesetz über ein Massnahmenpaket zugunsten der Medien: Nein

 Nähere Infos fi nden Sie unter www.edu-schweiz.ch
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Kürzlich an einer Versammlung. Der einzige Kandidat für den frei werdenden Sitz war als Gast 
eingeladen, um sich vorzustellen. Ein Mann mit guten Referenzen, guter Laufbahn und über-
zeugendem Auftritt, bei dem selbst der christliche Bezug nicht fehlte. Am Ende des Abends, 
nachdem vier eidgenössische Abstimmungsvorlagen diskutiert, alle Resultate ausgezählt, die 
Gäste verabschiedet und alle Besucher müde waren und «Stalldrang» hatten, stellte jemand die 
Frage, ob wir als Partei eine Wahlempfehlung abgeben sollten. Kurzerhand wurde abge-
stimmt. Die Mehrheit war dafür. Die anwesenden Kantonsrats-Kollegen stimmten dagegen. Sie 
kannten zwar die unbestrittenen Qualitäten des Kandidaten, aber auch, dass er bei Kernthe-
men wie Ehe für alle, Genderfragen, Geschlechterwechsel mit 16 Jahren etc. jeweils eine libe-
rale Haltung vertrat.

Was war geschehen? Durch die Müdigkeit wurden alle unvorsichtig. Weder derjenige, der die 
Frage an den Moderator stellte noch der Moderator, noch die Kantonsratskollegen hatten am 
Schluss des Abends den Gedanken, den Willen oder die Bereitschaft, nochmals eine kontrover-
se Diskussion zu beginnen.

Dies sollte ein Warnschuss sein, gleich zu Beginn des Jahres. Wir können es uns nicht leisten, 
nicht wachsam zu sein. Wir brauchen Wächter. Wenn Entscheidungen getroffen werden, müs-
sen wir nüchtern sein, prüfen können. Wir dürfen uns nicht überrumpeln, nicht zu etwas 
drängen und nicht von der Müdigkeit überwinden lassen. Deshalb heisst es immer wieder: 
Wachet!

Daniel Frischknecht, Präsident EDU Schweiz

Lebensschutz-Doppelinitiative lanciert

Die erste Initiative will vor jeder Abtreibung eine Mindest-
Bedenkzeit von einem Tag einführen («Einmal-darüber-
schlafen-Initiative»). Die zweite Initiative richtet sich ge-
gen die schockierende Praxis der Spätabtreibungen 
(«Lebensfähige-Babys-retten-Initiative»).

Einmal darüber schlafen
Bei jedem wichtigen Entscheid im Leben macht es Sinn, 
einmal darüber zu schlafen. Bei einer Abtreibung erst 
recht. Ein Tag Bedenkzeit schützt Frauen vor überstürzten 
Entscheidungen unter Druck und Stress. Und nur mit einer 
Bedenkzeit können sie auch ihr Recht wahrnehmen, den 
vom Arzt oder der Ärztin überreichten Leitfaden mit Hilfs-
stellen zu konsultieren und um Hilfe nachzufragen. In 18 
Ländern Europas existiert bereits eine Bedenkzeit: In 
Deutschland zum Beispiel schlafen Frauen mindestens 
dreimal darüber, in Italien siebenmal. In der Schweiz sol-
len Frauen mindestens einmal darüber schlafen. Damit 

könnten schätzungsweise 10 % aller Schwangerschaft s-
abbrüche, das sind mehr als 1000, vermieden werden.

Lebensfähige Babys retten
Fortschritte in der Neonatologie [befasst sich mit den speziel-
len Problemen und deren Behandlung von Frühgeborenen] er-
möglichen es, dass Frühgeburten bereits in der 22. von 40 
Schwangerschaft swochen gerettet werden können und ge-
sund überleben, sofern sie angemessene intensivmedizini-
sche Pfl ege erhalten. Deshalb sollte ungeborenen Babys zu 
einem Zeitpunkt, in dem sie ausserhalb des Mutterleibes 
überleben und atmen könnten, ein absolutes Recht auf Le-
ben zugestanden werden, wie es Frühgeborene haben. 
Rund 100 Babys pro Jahr könnten dadurch überleben. ●

 www.einmal-darueber-schlafen-initiative.ch
 www.lebensfaehige-babys-retten-initiative.ch

Mit moderaten Massnahmen die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche in der Schweiz 
senken: Das wollen zwei eidgenössische Volksinitiativen, die kurz vor Weihnachten 
2021 lanciert wurden. Mit Nationalrat Andi Gafner und der Berner Grossrätin Katharina 
Baumann sitzen zwei Vertreter der EDU in den Initiativkomitees.
Mediendienst EDU Schweiz
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Andreas Gafner, Nationalrat EDU BE

Tierversuchsverbot: Radikale Initiative 
mit drakonischen Auswirkungen

Die Initiative will zudem ein Einfuhr- und Handels-
verbot für sämtliche Produkte einführen, die unter 
Anwendung von Erkenntnissen aus Tierversuchen 
entwickelt wurden und nach Inkraft setzung des 

Verbotes auf den Markt gebracht werden. Schliess-
lich verlangt sie, dass tierversuchsfreie Ersatzansätze 

mindestens dieselbe staatliche Unterstützung erhalten wie 
vormals die Tierversuche.

Tierschutz schon heute wichtig
Das Anliegen des Tierschutzes wird in der Schweiz gross 
geschrieben und ist nicht umstritten. Nicht zufällig hat die 
Schweiz eines der strengsten Tierschutzgesetze weltweit. 
Bezüglich des Tierschutzes erfüllen die heute geltenden 
Bestimmungen plus / minus die zentralen Forderungen 
der Initiative. Man kann sich fragen, ob die Initianten die 
geltenden Bestimmungen wohl konsultiert haben, bevor 
sie ihre Initiative formulierten. In der Antwort auf meine 
Interpellation 20.1046 «Schweizer Tierschutz im interna-
tionalen Vergleich» sagte der Bundesrat deutlich, dass in 
der Schweiz wesentlich mehr für den Tierschutz relevante 
Bereiche geregelt seien als in den umliegenden Ländern 
und dass die Schweiz gerade im Vergleich zur EU betref-
fend Vorschrift en und Mindestmasse viel weiter sei. Zu-
dem sind alle Tierversuche bewilligungspfl ichtig und wer-
den von kantonalen Fachleuten unter Einhaltung strenger 
Richtlinien beurteilt. Man kann auch erfreut feststellen, 
dass die Anzahl der Tierversuche in den letzten Jahren 
stark reduziert worden ist. Mit der Schaff ung des Kompe-

Die Volksinitiative «Ja zum Tier- und Menschenversuchsverbot – Ja zu Forschungs-
wegen mit Impulsen für Sicherheit und Fortschritt» fordert mit einer Änderung 
von Artikel 80 und 118 der Bundesverfassung ein radikales, absolutes Verbot von 
Tierversuchen und von Forschung am Menschen.

tenzzentrums für die 3R-Forschung werden 
grosse Beträge eingesetzt, um die Tierversuche 
wirklich auf das Notwendigste zu reduzieren.
Es ist nicht das erste Mal, dass wir in der 
Schweiz über Tierschutz-Initiativen abstimmen. 
Die Volksinitiative «für die Abschaff ung der Vi-
visektion» wurde am 1. Dezember 1985 von 70,5 
Prozent der Bevölkerung und allen Kantonen 
abgelehnt. Ebenfalls von Volk und Ständen klar 
verworfen wurde die Volksinitiative «zur Ab-
schaff ung der Tierversuche» am 7. März 1993 
(72,2 Prozent Nein-Stimmen).

Zahlreiche Medikamente würden 
verboten
Die Annahme und Umsetzung dieser Volksini-
tiative hätten wegen dem darin enthaltenen 
Handels-, Einfuhr- und Ausfuhrverbot für alle 
Produkte und Dienstleistungen, die direkt oder 
indirekt mit Erkenntnissen aus Tierversuchen 
hergestellt wurden, drakonische Auswirkungen. 
Ein wesentlicher Teil aller Medikamente der 
Human-, Veterinär- und Phytomedizin, sowie 
unter anderem medizinische Behandlungsme-
thoden und Lebensmittel müssten aus dem An-
gebot in der Schweiz verschwinden. Weil diese 
Initiative nur in der Schweiz gelten würde, 
müssten entsprechende Tierversuche in Nieder-
lassungen respektive Firmen und Universitäten 
im Ausland durchgeführt werden. Dies, weil ins-
besondere für die Zulassung von Medikamenten 
und Technologien für die Human-, Veterinär- 
und Phytomedizin sowie die medizinisch-wis-
senschaft liche Grundlagenforschung solche 
Tierversuchsresultate nach standardisierten, 
staatlich anerkannten Methoden vorgeschrie-
ben sind. In der Schweiz dürft en nach Annahme 
der Initiative solche Produkte und Methoden 
nicht mehr angewandt respektive verkauft  wer-
den, was die Schweizer Forschung vehement zu-
rückwerfen würde.

Die Delegierten der EDU Schweiz empfehlen 
Ihnen, gemeinsam mit Bundesrat und Parla-
ment am 13. Februar Nein zu stimmen. ●
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Werbung für schädliche Tabakprodukte 
bei Kindern und Jugendlichen ist falsch

Tabak ist schädlich, das ist unbestritten. Beson-
ders für Kinder und Jugendliche, deren Körper 
sich noch in der Entwicklungsphase befi ndet.

Je früher der Tabakkonsum beginnt, desto 
schädlicher ist seine Wirkung. Davor müssen 
wir unsere Kinder schützen! Deshalb unter-
stützt die EDU Schweiz die eidgenössische 
Volksinitiative «Ja zum Schutz der Kinder und 
Jugendlichen vor Tabakwerbung».

Werbung bringt Kinder und Jugendliche zum 
Rauchen: Der direkte Zusammenhang zwischen 
Tabakwerbung und -konsum ist durch zahlrei-
che Studien belegt. Einschränkungen bei der 
Tabakwerbung schützen insbesondere Jugend-
liche wirksam vor dem Einstieg in den Tabak-
konsum.

Wir müssen Kinder und Jugendliche schützen: 
Bereits ein Viertel der 17-Jährigen raucht gele-
gentlich oder regelmässig. Das muss sich än-
dern. Weil wir als Gesellschaft  verpfl ichtet sind, 
Kinder und Jugendliche zu schützen und ihre ge-
sunde Entwicklung zu fördern. Deshalb darf ein 
so schädliches Produkt wie Tabak nicht bei Kin-
dern und Jugendlichen beworben werden.

Nur konsequenter Jugendschutz ist wirksam:
An Minderjährige dürfen keine Tabakprodukte 
verkauft  werden. Konsequenterweise darf Tabak-
werbung Kinder und Jugendliche auch nicht 
erreichen.

Die Wirtschaft  trägt die indirekten Kosten des 
Tabakkonsums – d.h. Produktionsverluste auf-
grund des vorübergehenden oder dauerhaft en 
Verlustes der Arbeitsfähigkeit der erkrankten 
Personen. Nach Friktionskostenansatz (d.h. 
akuter Ausfall von Arbeitnehmenden und Kos-
ten für Ersatz) sind dies 833 Millionen Franken, 
bei Berechnung nach Humankapitalansatz (also 
Verlust von Arbeitskraft  für die Gesamtwirt-
schaft ) über 3 Milliarden Franken. Eine andere, 
konservativere Studie kommt auf einen volks-
wirtschaft lichen Verlust von 2 Milliarden 
Schweizer Franken. Der volkswirtschaft liche 
Verlust beträgt also ein x-faches der Summe, die 
der Werbewirtschaft  und Veranstaltern durch 
eingeschränkte Werbung entgehen würden. 

 www.kinderohnetabak.ch

Tabak ist schädlich, das ist unbestritten. Besonders für Kinder und Jugendliche, 
deren Körper sich noch in der Entwicklungsphase befi ndet.

Abstimmungskomitee «Ja zum Schutz der Kinder und Jugendlichen vor Tabakwerbung»
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Markus Wäfl er, alt Nationalrat EDU ZH

Abschaff ung der Emissionsabgabe: 
Wenige profi tieren, der Bürger 
zahlt die Zeche

Nun haben Bundesrat und Parlamentsmehrheit 
mit der Änderung vom 18. Juni 2021 des Bundes-
gesetzes über die Stempelabgaben beschlossen, 
die sogenannte Emissionsabgabe auf Eigenkapi-
tal abzuschaff en. Diese Abschaff ung kostet die 
Bundeskasse im mehrjährigen Durchschnitt 
ca. 250 Millionen Franken Einnahmen. Kantone 
und Gemeinden haben keine direkten Minder-
einnahmen. Gegen diesen Beschluss wurde er-
folgreich das Referendum ergriff en, die EDU hat 
dieses in der Unterschrift ensammlung nicht un-
terstützt.

Fällig bei Firmengründung oder 
Eigenkapital-Aufstockung
Die Emissionsabgabe ist im Bundesgesetz über 
die Stempelabgaben geregelt. Diese Abgabe 
muss bezahlt werden, wenn ein Unternehmen 
neu gegründet wird oder wenn ein bestehendes 
Unternehmen sein Eigenkapital erhöht. Sie be-
trägt ein Prozent des aufgenommenen Kapitals. 
Nimmt ein Unternehmen hingegen Fremdkapi-

tal auf, zum Beispiel einen Kredit, so muss 
es keine Emissionsabgabe bezahlen. Ne-
ben der Emissionsabgabe erhebt der 
Bund noch zwei weitere Stempelabgaben. 
Die Umsatzabgabe wird auf den Handel 
mit Wertschrift en erhoben und die Ver-
sicherungsabgabe auf Prämien für be-

stimmte Versicherungen.

Bei der Volksabstimmung vom 13. Februar 
2022 geht es einzig um die Abschaff ung 

Die sogenannten Stempelabgaben waren und sind regelmässig Thema von parlamen-
tarischen Vorstössen. Meist sind es Bemühungen von Vertretern von Wirtschaft und 
Finanzindustrie, diese Stempelabgaben zu reduzieren oder gar abzuschaff en.

der Emissionsabgabe; die Umsatz- und die Ver-
sicherungsabgabe sind nicht Teil der Abstim-
mungsvorlage. Bei der Emissionsabgabe gilt ein 
Freibetrag von einer Million Franken. Über-
steigt das aufgenommene Eigenkapital diesen 
Wert, wird die Abgabe fällig. Bei der Besteue-
rung gibt es Ausnahmen. So sind gemeinnützige 
Unternehmen, zum Beispiel Wohnbaugenossen-
schaft en, die günstige Wohnungen anbieten, 
von der Abgabe befreit. Auch Transportunter-
nehmen bezahlen keine Emissionsabgabe, so-
fern sie das Eigenkapital von der öff entlichen 
Hand erhalten.

Fehlendes Verantwortungs-
bewusstsein
Eine Annahme der Vorlage bewirkt einen nicht 
durch Einsparungen oder anderweitige Mehr-
einnahmen kompensierten Einnahmenverlust 
für die Bundeskasse von ca. 250 Millionen Fran-
ken pro Jahr. Angesichts der Corona-Verschul-
dung zeugt dies nicht gerade von fi nanzpoliti-
schem Verantwortungsbewusstsein des 
aktuellen Parlaments. Eine Ablehnung der Vor-
lage bedeutet für eine relativ kleine Zahl von 
mittleren und grösseren Unternehmen die Bei-
behaltung einer relativ geringen Belastung 
durch die einprozentige Abgabe auf Eigenkapi-
tal-Emissionen ab einer Million Franken.
Laut Referendumskomitee profi tieren grössten-
teils international tätige Grosskonzerne, Banken 
und Versicherungen von der Abschaff ung der 
Emissionsabgabe. Die Bürgerinnen und Bürger 
hätten nichts davon, im Gegenteil: Sie müssten 
dafür höhere Steuern bezahlen oder einen Ab-
bau von staatlichen Leistungen in Kauf nehmen.
Bundesrat und Parlament empfehlen Annahme 
der Vorlage. Der Nationalrat sagte Ja mit 120:70 
Stimmen bei 5 Enthaltungen. Der Ständerat 
befürwortete die Vorlage mit 29:14 Stimmen 
bei 1 Enthaltung. Die EDU Schweiz hat die Nein-
Parole beschlossen. ●

tal auf, zum Beispiel einen Kredit, so muss 
es keine Emissionsabgabe bezahlen. Ne-
ben der Emissionsabgabe erhebt der 
Bund noch zwei weitere Stempelabgaben. 
Die Umsatzabgabe wird auf den Handel 
mit Wertschrift en erhoben und die Ver-
sicherungsabgabe auf Prämien für be-

stimmte Versicherungen.

Bei der Volksabstimmung vom 13. Februar 
2022 geht es einzig um die Abschaff ung 
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Marcel Wittwer, Vizepräsident EDU Kanton Thurgau

Gefährliche Medien-
subventionen verhindern
An Chuzpe fehlt es dem eidgenössischen Parlament nicht. Ausgerechnet in der 
politischen Krise wird ein Medienpaket geschnürt, das qualifi zierenden Medien 
(nicht allen!) grossen Geldsegen verspricht.

Medien haben Wächterfunktion
Sollten Medien nicht dann mit Argusaugen über das 
Politgeschehen wachen, wenn die Regierung ordent-
liche Prozesse übersteuert? Medien sind der Stachel im 
Fleisch der Mächtigen, eine ständige Mahnung dessen, 
dass die Gewählten ihre Machtlegitimation vom Volk 
ableiten und dem Volk, nicht sich selbst, zu dienen ha-
ben. Soweit die Theorie. Wie weit wir in der Realität 
davon entfernt sind, zeigt die Causa um Ringier-CEO 
Marc Walder: Unverhohlen werden Redaktionsstuben 
auf Regierungskurs gebracht. Die zusätzliche Finanz-
spritze von ca. einer Milliarde, auf – vorerst – sieben 
Jahre befristet, fügt unserer grossartigen Demokratie 
Schaden zu und dient dem gegenseitigen Machterhalt 
von verfi lzten Medien- und Politgranden.

Paket fördert Einfalt statt Vielfalt
Das Lied ist nicht neu: Den Strauchelnden müsse gehol-
fen werden. Die neue Subvention sei deshalb ein un-
verzichtbarer Beitrag, ohne welchen betreff ende Me-
dien den Sprung in die Unweiten des Internets nicht 
schaff en würden. Zunächst ist festzuhalten, dass be-
reits ein komplexes Gefl echt von Mediensubventionen 
existiert: Dazu gehören Postzustell- und Mehrwert-
steuervergünstigungen, die lokalen Subventionen von 
Privaten und der öff entlichen Hand und anderes mehr. 
Die Subventionen werden mit dem Gesetzespaket aus-
gebaut und durch Vergünstigung der Früh- und Sonn-
tagzustellung sowie die Onlinemedienförderung er-
weitert. Bisher sind nur Zeitungen bis zu einer Aufl age 

von 40'000 in den Genuss der Subvention gekommen. 
Der Bärenanteil der jährlich neu fl iessenden 178 Millio-
nen Franken erreicht aufgrund der neuformulierten 
Kriterien nicht etwa primär notleidende Medienunter-
nehmen, wie es von befürwortender Seite suggeriert 
wird, sondern insbesondere jene mit grossen Struktu-
ren. Was gerne verschwiegen wird, weil es nicht zum 
romantischen Bild der Nachrichtenvielfalt passt, ist die 
zunehmende Marktkonzentration auf wenige Medien-
konglomerate. Beliebtes Opfer ihrer Entschlackungs-
programme sind die Regionalnachrichten. Zudem lässt 
sich wettbewerbspolitisch schwer nachvollziehen, wes-
halb Gratismedien von der Subvention ausgeschlossen 
wurden.

Freier Medienmarkt funktioniert, wenn 
man ihn nur liesse
Wir konsumieren Informationen nun einmal anders 
als früher. Im Onlinebereich schiessen die Angebote 
wie Pilze aus dem Boden. Ganz ohne staatliche Almo-
sen. Der mehr oder minder freie Informationsmarkt 
funktioniert. Hat dieser Markt Schwächen? Natürlich, 
wie jeder andere auch. Sind die Informationen von 
minderer Qualität? Möglich, aber gewiss nicht alle. 
Wollen wir Zensur? Nein. Lehnen wir die kostspielige 
Medienunterstützung ab, könnte dies für die hiesigen 
Medien ein Schuss vor den Bug sein. Stoppen wir die 
demokratiepolitisch bedenklichen Vorgänge mit einem 
Nein am 13. Februar. ●

Keine Steuer-
milliarden für Medien-

millionäre

medien-massnahmenpaket-nein.ch 



8    EDU-STANDPUNKT FEBRUAR 2022

INTERVIEW

Am 13. Februar 2022 stimmen wir über ein 
Verbot der Tabakwerbung für Kinder und 
Jugendliche ab. Warum ist diese Abstimmung 
nötig?
Die Mehrheit der Raucher beginnt vor dem 18. Le-
bensjahr. Rauchen macht schnell abhängig und 
verursacht nachweislich diverse gesundheitliche 
Schäden. So hat die Ärzteschaft  in Form vieler Er-
krankungen sehr konkret mit den Folgen des Ta-
bakkonsums ihrer Patientinnen und Patienten zu 
kämpfen. Unser Anliegen ist eigentlich simpel. Wir 
wollen verhindern, dass Kinder und Jugendliche ge-
zielt durch Werbung zum Rauchen verführt und ab-
hängig gemacht werden. Es ist erwiesen, dass Ein-
schränkungen der Werbung, Promotion und des 
Sponsorings, die Jugendliche erreichen, eine signi-
fi kante Senkung des Tabakkonsums bewirken. Des-
halb setzen sich viele Organisationen, unter ihnen 
die Verbindung der Schweizer Ärztinnen und Ärzte 
(FMH), für konsequenten Jugendschutz ein und un-
terstützen die Volksinitiative «Ja zum Schutz der 
Kinder und Jugendlichen vor Tabakwerbung». Die 
Initiative ist nötig, weil der Jugendschutz in der 
aktuellen Version des Tabakproduktegesetzes 
ungenügend ist. 

Es ist anzunehmen, dass die Tabakindustrie 
im Vorfeld kräftig für ihr Anliegen werben 
wird. Wie können wir (als Einzelne oder als 
Institutionen) ein Gegengewicht schaff en?
In Arztpraxen der Schweizer Kinder- und Hausärz-
te lagen Unterschrift enbögen auf. Die FMH setzt 
sich ideell und fi nanziell für die Initiative ein. Jeder 
Schweizer Bürger kann Informationen und Mate-

rialien auf der Website www.kinderoh-
netabak.ch fi nden und in seinem 

Freundes- und Bekanntenkreis, 
im Büro oder Spital auf diese 

Initiative aufmerksam ma-
chen und somit Bewusstsein 
schaff en.

«Werbeeinschränkungen senken 
Tabakkonsum signifi kant»
Vor welchen Herausforderungen steht unser Gesundheitswesen? Die renommierte 
Fachärztin Dr. med. Jana Siroka im «Standpunkt»-Interview.

Neben der aktuellen Abstimmung beschäftigt 
der Spardruck alle im Gesundheitswesen. Wo 
wirkt sich der Druck negativ auf die Arbeits-
bedingungen aus, wo ist die Qualität der Ge-
sundheitsversorgung gefährdet?
In der Schweiz haben wir nach wie vor eines der 
besten Gesundheitswesen der Welt. Die Patientin-
nen und Patienten sind zufrieden mit ihrer Gesund-
heitsversorgung und das Vertrauen in die Ärzte-
schaft  ist hoch. Wir müssen aber aufpassen, dass 
dies auch weiterhin so bleibt. Ich bin besorgt, dass 
politische Massnahmen diese gute Versorgung be-
einträchtigen könnten. Die über Jahre andauernde 
Rhetorik der Kostendämpfung begünstigt Massnah-
men und Überregulierungen wie ein Globalbudget. 
Dies könnte die Qualität der Patientenversorgung 
und die freie Arztwahl beeinträchtigen. Leiden 
würden darunter vor allem fi nanziell schwächere 
und chronisch oder mehrfacherkrankte «teure» 
Patientinnen und Patienten.

Es gibt zunehmend mehr Menschen, die die 
Krankenkassenprämien kaum bezahlen kön-
nen. Kann Medizin ohne Leistungseinbussen 
kostengünstiger werden?
Die Belastung der Haushalte durch die Prämien ist 
unbedingt ernst zu nehmen! Übergeordnet ist es ei-
ne Finanzierungsfrage und durch kantonale Unter-
stützung der belasteten Haushalte ist das Problem 
entschärft  worden. In manchen Kantonen wurden 
diese Zahlungen jedoch nun heruntergefahren. 
Aber zu Ihrer Frage, ja, wir könnten bei den Struk-
turen sparen, so dass die Patientenversorgung nicht 
beeinträchtigt wird. Heute kann man dank des me-
dizinischen Fortschritts mehr Behandlungen mit 
kürzeren Spitalaufenthalten machen. Derzeit geht 
aber die Verschiebung von den stationären Behand-
lungen mit Spitalübernachtung zu den ambulanten 
kostengünstigeren Leistungen zu Lasten der Prä-
mienzahler, weil stationäre Behandlungen mehr-
heitlich kantonal steuerfi nanziert sind, während 
ambulante Leistungen zu 100 Prozent von den Prä-
mienzahlenden fi nanziert werden. Deswegen un-
terstützt die FMH die einheitliche Finanzierung 
EFAS als eine mögliche Massnahme, um Kosten zu 
sparen, ohne Qualitätseinbussen zu erleiden.

Karin Hirschi

netabak.ch fi nden und in seinem 
Freundes- und Bekanntenkreis, 
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Illegale Einwanderung – ein gefährliches troja-
nisches Pferd für Europa und die Schweiz?
Aus Afrika und dem mittleren Osten bahnt sich eine für Westeuropa und die 
Schweiz gefährliche Zunahme von Flüchtlingen und illegalen Einwanderern an.

Das ist eine schöne letzte Frage. Ich bedanke mich 
dafür.
Als Ärztin wünsche ich mir innere Ruhe für meine 
Tätigkeit mit meinen Patientinnen und Patienten. 
Inneren Raum, mich an ihr Bett zu setzen. Sie mit 
ihren Wünschen und Bedürfnissen als Menschen in 
ihrer physischen, seelischen und spirituellen Di-
mension wahrzunehmen und gemeinsam mit ihnen 
einen Weg zu finden, der ihrem inneren Wesen ent-
spricht.
Und politisch wünsche ich mir in dieser Zeit der  
zunehmenden Polarisierung, Brücken zu bauen. 
Brücken, auf denen wir aufeinander zugehen, um 
miteinander zu sprechen und uns zuzuhören – un-
abhängig davon, welche Gesinnung oder Meinung 
wir haben. Das wäre mein schönstes Geschenk für 
das Jahr 2022! ●

Thema Fallpauschalen: Bekommen die Patien-
ten diese Form der Sparpolitik negativ zu spü-
ren? Kommen Privatkliniken deswegen in 
Schwierigkeiten?
Wie sich die neue Spitalfinanzierung inkl. der Ein-
führung der Fallpauschalen in den Spitälern der 
Akutsomatik im Jahr 2012 auswirkte, hat das Bun-
desamt für Gesundheit im Rahmen seiner KVG-Eva-
luation Spitalfinanzierung untersuchen lassen. Eine 
systematische Verschlechterung der Qualität, wie 
teilweise vor der Revision befürchtet, wurde nicht 
bestätigt. Nach wie vor schätzen nahezu 90% unse-
rer Spitalärztinnen und Ärzte der Akutsomatik die 
Versorgungsqualität in ihrem unmittelbaren Ar-
beitsbereich als sehr gut oder eher gut ein. Die Pri-
vatspitäler sind seit der neuen Spitalfinanzierung 
bzgl. der Vergabe von Leistungsaufträgen gleich zu 
behandeln wie die öffentlichen Spitäler. Viel mehr 
Sorgen als die vergangene KVG-Revision machen 
mir die aktuellen Regulierungsvorschläge des Bun-
desrates wie der indirekte Gegenvorschlag zur Kos-
tenbremse-Initiative. Die angedachte Zielvorgabe 
gemäss Art. 54 E-KVG, welche einem Globalbudget 
entspricht, ist eine grosse Gefahr für die Qualität 
der Patientenversorgung.

Wenn Sie zwei Wünsche offen hätten im Hin-
blick auf Ihre Tätigkeit als Ärztin und auf Ihr 
politisches Engagement: Was würden Sie sich 
wünschen?

Zur Person
Dr. med. Jana Siroka, Fach-
ärztin für Intensivmedizin 
und Fachärztin für Allgemei-
ne Innere Medizin, Mitglied 
Zentralvorstand FMH, De-
partement Stationäre Ver-
sorgung und Tarife, Leiten-
de Ärztin Notfallstation/IMC 
Klinik Arlesheim

Markus Wäfler, alt Nationalrat EDU ZH

Zwar sind ein Teil dieser betroffenen Menschen 
effektiv Flüchtlinge nach Definition der UNO-
Konvention, die ihre Heimat wegen (islami-
schen) Terrorbanden und Bürgerkrieg verlas-
sen. Aber mehrheitlich handelt es sich um 
illegale Einwanderer, die ihre Herkunftsländer 
vor allem wegen wirtschaftlicher, politischer 
und sozialer Misere verlassen und sich in Euro-
pa ein besseres Leben erhoffen.
Diese gemischten Gruppen aus echten Flüchtlin-
gen und illegalen Einwanderern versuchen auf 

zum Teil lebensgefährlichen Routen nach Euro-
pa zu gelangen. Bekannt sind auch gezielte Ein-
schleusungsversuche von islamischen Terroris-
ten durch ihre Organisationen. Bekannt sind 
auch die Tragödien in überladenen Schlauch-
booten auf dem Mittelmeer, mit denen sich 
Menschen auf den Weg nach Italien, Spanien 
oder Griechenland begeben haben – oder im At-
lantik auf den Weg auf die Kanarischen Inseln 
oder bei Überquerungsversuchen im Ärmelka-

Fortsetzung auf Seite 10
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nal zwischen Frankreich und England. Auch auf 
der Landroute ereignen sich tragische Schicksa-
le, z.B. zwischen der Türkei und Griechenland 
beim Grenzfluss Ebros oder im Euro-Tunnel un-
ter dem Ärmelkanal. Äusserst bedenklich sind 
die Erpressungsversuche von Diktatoren wie Er-
dogan oder Lukaschenko (als Marionette von 
Präsident Putin) gegenüber Europa, die mit der 
Not dieser verzweifelten Menschenmassen 
rücksichtslos versuchen, Europa zu destabilisie-
ren resp. zu islamisieren. Leider teilweise mit 
gutem Erfolg.

Destabilisierung Europas
Die neusten Szenen dieser Tragödie ereignen 
sich an der Grenze zwischen Weissrussland und 
Polen resp. den baltischen Staaten, z.T. auch an 
der Grenze zwischen Russland und Norwegen 
und an den EU-Aussengrenzen von Ungarn. Ob-
wohl die EU dauernd den Schengenraum und 
das Dublin-Abkommen beschwört, schiessen 
Brüssel und die EU-Komissionspräsidentin Ur-
sula von der Leyen den Regierungen in Polen 
und Ungarn in den Rücken, weil diese sich rich-
tigerweise gegen die illegale Masseneinwande-
rung wehren und bewachte Schengen-Grenzzäu-
ne einrichten. Weissrussland hat zwar entlang 
seiner Westgrenze zu Polen seit langem einen 
bewachten Befestigungszaun, um die Flucht der 
Weissrussen in den Westen zu verhindern, lässt 
diesen Zaun aber ohne Hemmungen von den ex-
tra herbei transportierten illegalen Einwande-
rern niederreissen, um die EU zu fluten.  
Hier müsste die Schweiz in Brüssel nicht nur 

Gratis-Milliarden verteilen, sondern verlangen, 
dass die Sicherung der Schengen-Aussengren-
zen von Brüssel in Polen und Ungarn aktiv un-
terstützt und nicht sabotiert wird.

Massenhafter Asyl-Missbrauch
Westeuropa und auch die Schweiz werden sich 
über die Folgen der jahrelangen stillschweigen-
den Tolerierung des Massen-Missbrauchs des 
Asylrechts durch illegale Einwanderung aus af-
rikanischen und islamischen Staaten wundern. 
Bei der Entwicklung der Kriminalität sprechen 
die Statistiken in diversen europäischen Län-
dern, u.a. in Deutschland und der Schweiz, eine 
deutliche Sprache. Migranten und Asylanten – 
vor allem aus Afrika und islamischen Staaten – 
begehen auffallend häufig Delikte in den Berei-
chen Diebstahl, Drogenhandel, Vergewaltigung, 
Erpressung, häusliche Gewalt, Gewaltverbre-
chen. Die politische Linke, die links-dominier-
ten Mainstream-Medien und die Gutmenschen-
Propaganda versuchen dies zu verschweigen, zu 
vertuschen oder kleinzureden. Es wird auch in 
der Schweiz versucht, Polizei und Justiz, sowie 
den Nicht-Mainstream-Medien einen Maulkorb 
zu verpassen, damit nicht bekannt wird, dass 
Straftäter mit Migrationshintergrund, sowie 
Asylanten aus Afrika und den islamischen Län-
dern einen zunehmend grossen Teil von Krimi-
nalität und Gewaltdelikten zu verantworten ha-
ben. Hier müssen im Interesse der Sicherheit 
von Bevölkerung und echten Flüchtlingen sowie 
des Rechtsstaates unbedingt die geltenden Be-
stimmungen des Asyl- und Ausländergesetzes, 
sowie der vom Volk angenommenen Ausschaf-
fungsinitiative durchgesetzt werden.

Die heute zu nachsichtige Behandlung von Asyl-
Delinquenten wird sich rächen, wenn die Bürger 
zunehmend in ihrem Umfeld Gewaltdelikte von 
«Flüchtlingen» erleben und sich von der Justiz 
und Politik für dumm verkauft vorkommen. Das 
muss unbedingt durch konsequente Anwendung 
der geltenden rechtlichen Bestimmungen im 
Straf- und Asylrecht verhindert werden. Sonst 
fliegt uns dieses Problem eines nicht allzufer-
nen Tages um die Ohren. ●

Fortsetzung von Seite 9
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Die Ruhe vor dem Sturm?
Seit dem Machtwechsel Mitte Juni 2021 durch das Duo Bennett-Lapid sind 
für israelische Verhältnisse recht ruhige Zeiten angebrochen. Dies ist umso 
erstaunlicher als man dem fragilen, aus acht unterschiedlichsten Parteien 
zusammengesetzten Kabinett wenig Kredit einräumte.

Obwohl Naft ali Bennett vor den vierten Wahlen 
in zwei Jahren eine Regierungsbeteiligung von 
Linken und Arabern völlig ausschloss, sitzen 

nun ebensolche in seinem Zweckbündnis! So 
sollen er und Jair Lapid an Mansour Abbas nicht 

weniger als 53 Milliarden Schekel (über 15 Mrd. 
Franken) bezahlt haben, um ihn zur Unterstützung 
der Regierung zu bewegen! Obwohl Mansours ara-
bische Partei Ra'am, eine islamische Bewegung mit 
engen Verbindungen zur Hamas, nur vier Sitze im 
Parlament hat, kann sie die Regierung jederzeit 
nach Belieben stürzen.

Ein erster grosser innenpolitischer Erfolg für die 
«Regierung des Wandels» von Bennett-Lapid wurde 
am 4. November 2021 Tatsache. Israel hat nach drei 
Jahren endlich wieder einen Haushaltsplan, dies 
nach stundenlangen Debatten mit mehreren Zwi-
schenabstimmungen. Ambitionen hegt die neue 
Regierung auch auf dem Golan, soll doch dort bis 
zum Ende der 20er-Jahre die Bevölkerungszahl ver-
doppelt werden. Im März 2019 hatte der damalige 
US-Präsident Donald Trump Israels Souveränität 
über den Golan anerkannt. Joe Biden, der diese An-
erkennung zwar bis heute nicht zurückgenommen 
hat, gilt jedoch spätestens seit dem desaströsen Ab-
zug aus Afghanistan nicht mehr als verlässlicher 
Partner. Zudem zeigt sich seine Vizepräsidentin Ka-
mala Harris, obwohl mit einem Juden verheiratet, 
nicht gerade Israel-freundlich und ein links-pro-
gressiver Flügel der Demokraten hat erstmals im 
Kongress Finanzhilfen für Israels Raketenabwehr-
system Iron Dome verhindert. In einer separaten 
Entscheidung des Repräsentantenhauses wurden 
diese dann einige Tage später doch noch genehmigt.

Gegen Israel – Schweiz macht mit
Im Nachgang zum mörderischen Raketenbeschuss 
durch die radikalislamische Hamas im letzten Mai 

Eveline Rytz

will der UNO-Menschenrechtsrat, welcher sich seit sei-
ner Gründung auf Israel eingeschossen hat, das Ver-
hältnis Israels gegenüber Palästinensern begutachten. 
Eine Kommission, der u.a. Vertreter aus China, Russ-
land, Mauretanien, Libyen oder Eritrea angehören, soll 
alljährlich Israels Armee untersuchen. Die Hamas als 
eigentliche Aggressorin wird nicht mal erwähnt, ge-
schweige denn unter die Lupe genommen. Unter der 
Prämisse «die Schweiz setzte sich für eine angemesse-
ne Finanzierung des Menschenrechtsbereichs der UNO 
ein» hat leider auch unser Bundespräsident, Aussenmi-
nister Ignazio Cassis zugestimmt.

Wahrer oder falscher Friede?
Im Schatten der weltweiten Corona-Krise ereignete 
sich 2020 in den letzten Monaten der Ära Netanyahu 
Erstaunliches. Die Vereinigten Arabischen Emirate 
(VAE) und Bahrain schlossen Frieden mit Israel! Ma-
rokko und Sudan haben einen Normalisierungsprozess 
begonnen und Oman und Mauretanien werden wohl in 
Kürze folgen. Das sogenannte Abraham-Abkommen ist 
der erste Friedensvertrag seit 1994 (Jordanien) und 
1979 (Ägypten). Die neuen Verhältnisse bringen in ers-
ter Linie wirtschaft liche Chancen, sind aber auch si-
cherheitspolitisch relevant. Der gemeinsame schiiti-
sche Feind Iran stellt die grösste Bedrohung für die 
sunnitischen Araber und insbesondere Israel dar. Iran 
verfügt über ein grösseres Arsenal ballistischer Raketen, 
von denen sein verlängerter Arm, die Hisbollah, 140 000 
an Israels Nordgrenze zum Libanon stationiert hat.

Trotz rigiden Lockdowns und Einreiseverboten kämpft  
auch das Impfmusterland Israel weiterhin gegen das 
unsichtbare Corona-Virus. Infolge der rasant anstei-
genden Infektionszahlen durch Omikron wird in Israel 
nicht nur geboostert, sondern über 60-Jährigen bereits 
die vierte Impfung verabreicht. Von allen Bedrohun-
gen scheint aktuell jene an der Covid-Front gerade die 
herausforderndste zu sein. ●
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Zur Frage, woran das CO2-Gesetz gescheitert sei, se-
hen die Linken die Ursache in erster Linie bei den 
Lenkungsabgaben. Diese Aussage sehe ich aber als 
Manipulation. Denn die Linken sind gegen Len-
kungen, dafür für mehr staatliche Interventionen. 

Leider sind die bürgerlichen Parteien etwas still ge-
worden. Ich vermisse eine gemeinsame Strategie für 

eine bürgerliche Klimapolitik.

Ziel: Lenkungswirkung erreichen
Dabei wäre ein ökonomischer Lösungsansatz zur Reduk-
tion des CO2-Ausstosses wesentlich einfacher: Mit reinen 
Lenkungsabgaben sollte sichergestellt werden, dass die 
Verursacher von Emissionen für diese auch bezahlen. Die 
damit erzielten Einnahmen – dies ist der entscheidende 
Punkt – sollte der Staat wieder an die breite Bevölkerung 
zurückerstatten, denn unser Ziel sollte die angestrebte 
Lenkungswirkung sein – und nicht das Generieren von zu-
sätzlichen Staatseinnahmen. Dies kann zum Beispiel in 
Form einer Gutschrift  bei der Steuerrechnung geschehen. 
Ein solcher allgemeiner Preis für Treibhausgase macht die 
meisten Regulierungen und Subventionen überfl üssig. Er 
hat auch den Vorteil, dass er die Produktion und damit den 
Konsum von emissionsintensiven Produkten und Dienst-
leistungen teurer macht und nicht die geförderten billiger.

Das neue CO2-Gesetz in Kürze
Nach dem gescheiterten CO2-Gesetz präsentiert der Bun-
desrat eine Neuaufl age davon. Und jetzt passiert genau 
das, was ich befürchtet habe. Der lenkungsbasierte Ansatz 

Subventionen statt Lenkung? 
CO2-Gesetz zum Zweiten
Die Klimapolitik wandelt auf Irrwegen. Nach dem Nein des Schweizer Souveräns zum 
ersten CO2-Gesetz am 13. Juni 2021 braucht es nun einen lenkungsbasierten Ansatz 
und nicht Subventionen.

wird abgeschwächt und die Subventionen halten 
Einzug. Das Motto: «Es braucht staatliche Unter-
stützungen». Die Lenkungsabgabe, welche auf 
den fossilen Brennstoff en Öl und Gas erhoben 
wird, will der Bundesrat nur noch zur Hälft e 
rückverteilen. Damit reduziert sich die Len-
kungswirkung. Die Konsequenz: die klima-
freundlichen Haushalte erhalten bei der Rück-
verteilung weniger Geld. Künft ig soll also statt 
einem Drittel die Hälft e der Einnahmen aus der 
CO2-Abgabe für Gebäudesanierungen zur Verfü-
gung stehen. Die Mittel fl iessen als Subventio-
nen zu Hauseigentümern, um deren Gebäude-
sanierung und den Umstieg auf klimafreund-
liche Heizungen mitzufi nanzieren. 

Folgende Punkte will der Bundesrat subventio-
nieren, fördern, zweckbinden und unterstützen – 
alles staatliche Handlungen, welche nicht 
lenken, sondern durch die Verwaltung bevor-
munden:
• Den Ersatz von fossilen Heizungen durch er-

neuerbare Energien mit zusätzlichen 40 Mil-
lionen Franken pro Jahr subventionieren.

• Den Bau von Ladestationen fördern – bei-
spielsweise in Siedlungen oder bei Firmenge-
bäuden (210 Millionen Franken).

• Im öff entlichen Verkehr das fragwürdige Steu-
erprivileg für Dieselbusse aufheben. Die 
Mehreinnahmen werden zweckgebunden ein-
gesetzt, um den Anteil von Bussen mit Elek-
tro- und Wasserstoff antrieb zu erhöhen.

• Die SBB erhalten maximal 30 Millionen Fran-
ken pro Jahr zur Förderung von Zugverbin-
dungen ins Ausland. Darin eingeschlossen 
sind Nachtzüge.

Die neue Vorlage, die bis Anfang April in der 
Vernehmlassung ist, soll ermöglichen, die 
Treibhausgasemissionen bis 2030 gegenüber 
1990 zu halbieren. Aus meiner Sicht mit zu viel 
staatlichem Aktionismus. Ich plädiere für reine 
Lenkungsabgaben, welche sicherstellen, dass 
die wahren Verursacher der Emissionen für ihre 
Kosten bezahlen. ●

Thomas Lamprecht, Vizepräsident EDU Schweiz
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Bild: Solare Lithium-Trocknung in der Atacama-Wüste. Quelle: 
https://www.roedl.de/themen/erneuerbare-energien/2019-11/
lithium-batterie-elektroautos-energiewende-mobilitaetswende 

Nachhaltige Energiekonzepte: Akkus

Weil die elektrische Energie sich gegen direkte Spei-
cherung sperrt, suchten Menschen seit Einführung 
der Elektrotechnik nach eff ektiven Umwegen, um 
trotzdem elektrische Energie speichern zu können. 
Zuerst war dieses Suchen getrieben durch den Be-
darf an mobilen, also netzunabhängigen Anwen-
dungen, neuerdings ist zusätzlich die netzgebunde-
ne Speicherung von Energie ein Thema.

Vorteile heutiger Akkus
Grob erklärt ist das Wirkprinzip von Akkus die Um-
wandlung von elektrischer Energie in chemische 
Energie, (beim Laden) deren Speicherung in der 
Speicherzelle, und dann wiederum deren Umwand-
lung in elektrische Energie (beim Entladen). Das 
Verhältnis der nutzbaren Energie beim Entladen 
zur verwendeten Energie beim Laden nennt man 
«Roundtrip-Wirkungsgrad», die Schlüsselgrösse der 
Effi  zienz. Heutige Akkus erreichen Wirkungsgrade 
von 95%. Moderne Lithium-Ionen-Akkus verwen-
den wenige gift ige Stoff e und sind vergleichsweise 
leicht, was sie für mobile Anwendungen geeignet 
macht. Sie haben nur eine geringe Selbstentla-
dungsrate (je nach Typ 3 bis 5% pro Monat), könn-
ten also Energie auch über mehrere Monate spei-
chern. Und: Sie können über 1‘000-mal geladen 
werden.

Wirkliche oder vermeintliche Probleme
Man hört viel über die Kobaltminen, wobei es mög-
lich ist, Lithium-Ionen-Akkus ohne Kobalt zu bau-
en. Was ich auch oft  höre, ist das Fehlen von Recy-
cling, wobei gerade jetzt die Firma Northvolt in 
Schweden ihren ersten zu 100 % aus Recyclingmate-
rial hergestellten Li-Ionen-Akku vorgestellt hat. Die 
Rohstoff e der ursprünglichen Akkus werden dabei 
zu 97 % wiedergewonnen. Was trotzdem bleibt, ist 
das Problem der Endlichkeit von Lithiumvorkom-
men auf der Erde. Dieses Problems nehmen sich 
Wissenschaft ler an, die an «Nach-Lithium-Syste-
men» forschen. Beispielsweise ist ein Natrium-Io-
nen-Akku bekannt. Eine bleibende Herausforde-
rung wird auch sein, die Akkus noch leichter zu 
bauen.

Was ist daran nachhaltig?
Da Nachhaltigkeit ein relativer Begriff  ist, kommt es 
darauf an, womit man vergleicht. Für Diesel oder 

Benzin gibt es kein Recycling. Da sind Akkus nachhaltiger: 
die Stoff e, aus denen sie bestehen, werden nicht verbrannt. 
Die Frage läuft  am Ende darauf hinaus, welche Energie-
form ich verwende, um Akkus zu bauen. Hier gibt es noch 
Entwicklungspotenzial, das Prinzip des Akkus selbst ist 
davon aber nicht betroff en.

Netzgebundene Speicher
Besonders in Europa wird an fl ow-Akkus geforscht, deren 
Speichermedium ein organischer Elektrolyt ist. Solche Ak-
kus sind gross und schwer, aber extrem langlebig und kön-
nen fast beliebig gross gebaut werden. Sie könnten in Zu-
kunft  verwendet werden, um Stromnetze zu stabilisieren. 
Auch die Verwendung von Second-Life-Akkuzellen zu die-
sem Zweck könnte an Bedeutung gewinnen, wobei es dar-
um geht, leicht abgenutzte Zellen, die für mobile Anwen-
dungen nicht mehr optimal sind, in stationären 
Einrichtungen weiterzuverwenden. Beispiel: Der stationä-
re TWICE-Akku, der in Seewen bei Schwyz hergestellt 
wird, verwendet ausgemusterte Zellen von Post-Rollern.

Ausblick
Werden heute weltweit Akkus mit einer Kapazität von 500 
GWh jährlich gebaut, dürft en es noch in diesem Jahrzehnt 
1,5 TWh und mehr werden. Treiber dieser Entwicklung ist 
die Elektromobilität. Ca. 2019 (je nach Quelle) wurden erst-
mals mehr Akkus für diesen Zweck gebaut als für alle an-
deren Zwecke zusammen (Handys, Uhren, Spielzeuge etc.). 
Dieser Trend geht nachfragegetrieben weiter, egal ob es 
uns Spass macht oder nicht. ●

Unter dem Gruppenbegriff  Energie-Umwandlung und -Speicherung nimmt das Thema 
Akku eine besondere Position ein, weil es mit hohem Tempo an Bedeutung gewinnt. 
Der technische Begriff  ist «Elektrochemischer Speicher», was schon einiges verrät: 
Die Energie wird nicht elektrisch, sondern chemisch gespeichert.

Beat Reuteler, CDM FH NDS und Masch.-Ing. HTL
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Lisa Leisi, Präsidentin EDU Kanton St. Gallen

Hoffnungsbarometer 2022  
als Chance
Im letzten Teil der Studie nimmt sich das Hoffnungsbarometer den Einstellungen von 
4041 Geimpften und 1323 Ungeimpften an zu ihrer Beurteilung der Impfung, Pharma-
industrie, Politik, Wirtschaft und sozialer Themen im Umgang mit der Covid-19-Pande-
mie. Die Medien, die Politik und wir alle können daraus lernen – mit positiven Folgen 
für den sozialen Zusammenhalt.

Absolute Voraussetzung dafür wäre, dass beide 
Seiten ernst genommen werden. Dass man ver-
suchen würde, soweit möglich, beiden Lagern 
gerecht zu werden und nach Wegen zu suchen, 
damit das Miteinander und gegenseitige Ver-
ständnis, sprich der soziale Zusammenhalt und 
die Hilfsbereitschaft wieder gedeihen können.

Zuschreibungen
Es liegt in der Natur der Sache, dass Geimpfte 
weniger unter den Massnahmen leiden, insbe-
sondere den Ungleichbehandlungen, denen Un-
geimpfte ausgesetzt sind. Ebenso, wenn von der 
Politik und den Medien vor allem die Impfungen 
als DIE geeignete Massnahme gesehen werden, 
um die Krise zu bewältigen. Dabei gäbe es auch 
noch mehr prophylaktische Massnahmen und 
geeignete frühzeitige Behandlungen, damit es 
weniger zu schweren Verläufen kommt. Dann 
wurden immer wieder die Ungeimpften als un-
solidarisch gebrandmarkt und hauptsächlich 
dafür verantwortlich gemacht, dass sich Co-
vid-19 so stark ausbreitete. Weil die Spitäler 
auch in normalen Zeiten nicht allzu grosszügig 

mit Intensivpflegebetten und Personal ausge-
stattet sind, verschärfte dies die Kritik. Dass sich 
viele Ungeimpfte durchaus selbstverantwortlich 
an die Hygienevorschriften halten und vorsich-
tig sind in Bezug auf Menschenansammlungen, 
traute man ihnen vielleicht gar nicht zu.

Blickfeldverengungen
Ebenso wollte man nicht wahrhaben, dass Be-
denken gegenüber den Impfungen ihre Berech-
tigung haben können, ebenso das Hinterfragen 
der Logik und Sinnhaftigkeit gewisser Massnah-
men. Denn es gibt nicht einfach «Die Wissen-
schaft» und 100%ige Erkenntnisse. Ungeimpfte 
sind weder grundsätzlich Impfgegner noch wis-
senschaftsfeindlich eingestellt. Wenn zudem 
nur noch die «richtigen» Experten zu Wort kom-
men, stärkt dies das Vertrauen nicht gerade. 
Auch nicht, wenn mutige Ärzte mit anderen 
Überzeugungen entlassen werden. Und nicht, 
wenn es Anhaltspunkte dafür gibt, dass Impf-
nebenwirkungen kleingeredet bis vertuscht wer-
den. Ebenfalls nicht, wenn mit Zensur und plat-
ter Werbung das «unmündige» Volk zu den 
«gewollten» Überzeugungen gebracht werden 
soll. All dies wirkt spalterisch und die Solidari-
tät wird untergraben.

Packen wir’s?
Es ist nicht verwunderlich, dass die Studie erge-
ben hat, dass die Solidarität und die Hilfsbereit-
schaft abgenommen haben. Es braucht den Aus-
tausch und eine offene Kommunikation über 
Unsicherheiten, Vermutungen und wirklich ge-
sicherte Fakten bei Respekt, Wertschätzung und 
Verständnis füreinander. Ängste und Sorgen 
gibt es auf beiden Seiten, aber auch Hoffnung 
und Zuversicht – besonders unter Christen (?)! ●
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Anian Liebrand

EDU in Aktion
EDU AG: Die Neuere Kantonsschule Aarau sorgte für Kopfschütteln, weil sie in offi  ziellen Dokumen-
ten den «Genderstern» verwendet – dies als klarer Ausdruck kulturmarxistischer Ideologie gegen die 
göttliche Geschlechterordnung von Mann und Frau. Es ist einer Interpellation der EDU-Grossräte 
Rolf Haller und Martin Bossert zu verdanken, dass der Regierungsrat in deren Beantwortung festhal-
ten musste, dass die ideologisch motivierte Verwendung des «Gendersterns» den Weisungen des 
Kantons Aargau widerspricht. Der Kanton richtet sich demnach nach dem Leitfaden der Bundes-
kanzlei, der sich klar von Gender-Sprech und anderen «Verhunzungen» der deutschen Sprache dis-
tanziert. Ob die Kanti Aarau als staatliche Einrichtung für ihr Vorpreschen die verdienten Konse-
quenzen erfahren wird, wird nun mit Spannung zu beobachten sein.

EDU BS: Die EDU beteiligt sich in Riehen BS an den Gemeindewahlen vom 6. Februar. Als Gemeinde-
ratskandidatin tritt für die EDU Judith Vera Bützberger an, die neue Präsidentin der EDU Riehen.

EDU TG: An der traditionellen Jahresmedienkonferenz der EDU Kanton Thurgau verkündete Partei-
präsident Hans Trachsel, welcher die EDU in den vergangenen acht Jahren geleitet hat, dass er an der 
Mitgliederversammlung vom April demissionieren werde. Christian Mader aus Frauenfeld wird als 
Nachfolger vorgeschlagen. Mader ist vielseitig engagiert und wird weit über die Parteigrenzen hin-
aus geschätzt. Seit zehn Jahren politisiert er im Kantonsrat, zudem ist er Fraktionspräsident der SVP/
EDU-Fraktion im Frauenfelder Gemeinderat (Legislative).

EDU ZH: Zusammen mit SVP-Vertretern verlangte EDU-Kantonsrat Erich Vontobel in einem Vorstoss 
die Off enlegung der Sponsoringleistungen der Zürcher Kantonalbank (ZKB). Die ZKB als öff entlich-
rechtliche Bank verstösst aus Sicht der EDU gegen das staatliche Neutralitätsgebot, indem sie als 
grosszügiger Sponsor des «Zurich Pride Festivals» auft ritt. Das Motto der «Pride» lautete 2021: «Trau 
Dich! Ehe für alle jetzt!» Wer eine solche Lobby-Veranstaltung fi nanziell unterstützt, macht sich of-
fenkundig gemein mit Abstimmungspropaganda. Dass die ZKB dies leugnet, zeugt nicht von Grösse.

klipp & klar

Kreuz um den Hals darf nicht verboten werden
Ein britisches Universitätskrankenhaus forderte eine ihrer Krankenschwestern 
2018 auf, zur Arbeit nicht mehr mit einem Kreuz als Halskette zu erscheinen. Der 
religiöse Schmuck verstosse gegen die Kleiderordnung des Krankenhauses und 
stelle ein «Infektionsrisiko» dar. Als sich die Frau weigerte (sie sah das Verbot als 
Angriff  gegen ihren christlichen Glauben an), zog sich der Konfl ikt hin, bis der 
Frau im Jahr 2020 gekündigt wurde. Das britische Arbeitsgericht entschied nun, 
dass die Kündigung «ungerecht und diskriminierend» war. Die Richter hielten ge-
mäss jesus.ch in bemerkenswerter Weise fest: «Christen daran zu hindern, das 
Kreuz zu zeigen, ist ein Merkmal breiterer Verfolgungskampagnen in einigen Tei-
len der Welt. Es gibt eine biblische Lehre, die Christen dazu auff ordert, off en zu 
ihrem Glauben zu stehen und ihn nicht zu verstecken.»

Neues von der «Gender»-Front
Darauf hat die Welt gewartet: Auf Mobiltelefonen (iPhone und Android) werden bald 
neue «Emojis» verfügbar sein. Die bei Textnachrichten beliebten Bildschrift zeichen 
werden erweitert um Darstellungen eines schwangeren Mannes. Ausserdem wird das 
Prinzessinnen-Emoji neu in einer «geschlechtsneutralen Version» und in verschie-
densten Hauttönen erhältlich sein. Das einzige Emoji, das aus unserer Sicht zu solcher 
Gesellschaft sverwahrlosung passt, bilden wir rechts zu dieser Meldung ab.
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KOLUMNE

«Autsch!!» – Die Nadel kennt kein Erbarmen und 
dringt tief hinein in die Haut, es sticht und zwackt. 
Nicht angenehm. Nein, nein, ich liege nicht beim 
Tätowierer, nein, nein, ich lasse mir nie und nim-
mer Tinte unter die Haut spritzen. Die sogenannten 
Stars aus der Sport- und Musikszene lassen sich 
zum Teil mit schrecklichen Tattoos «verzieren». 
Das kommt an bei den Fans, nichts wie los ins 
nächste Tattoo Studio! – Ich habe mir soeben selber 
einen Nadelstich gesetzt. Mit gezielten Stichen nähe 
ich die zwanzig gestrickten «Wulleblätze» zu einer 
farbenfrohen Wolldecke zusammen und bin dabei 
ausgerutscht, die Nadel hinein in den Finger. Stri-
cken, Nähen, zwei meiner vielen (in diesem Fall 
buchstäblichen) Leiden-Schaften. Und bei diesem 
erholsamen Werken kreisen die Gedanken …

Nadelstiche. Wie erwähnt, ich bin nicht tätowiert. 
Ein heikles Thema. Ich bin wohl einer der Wenigen 
unserer Gesellschaft ohne Tattoo. Bin wohl ein In-
dividuum, das zu den Ewiggestrigen gehört, das zu 
den Erzkonservativen zählt, allen Mode- und vielen 
anderen Trends abhold ist und seine Tage wirklich-
keitsfremd, verknöchert und freudlos zubringt … 
Tattoos – ein Reizwort für mich, ich stehe dazu. Für 
mich ist das Tätowieren eine Verschandelung des 
Körpers. Wir sind von Gott wunderbar geschaffen 
und jetzt lassen wir uns ritzen und zerstechen. Zum 
Teil mit Maschinen, die mit tausenden von Nadel-
stichen pro Minute Farbe unter die Haut schiessen. 
Mich schaudert es. Wer nicht mitmacht, wird nicht 
wahrgenommen, steht draussen, gehört nicht «da-
zu». Und in der Bibel soll ja anscheinend kein direk-
tes Tattoo-Verbot stehen. Also los, lasst uns stechen! 
– Ich setze mich da wohl in die Nesseln, aber das ist 
kein Problem für mich …

Nadelstiche. Kennen wir auch in der Politik, z.B. 
eine Politik der kleinen Nadelstiche. Von welcher 
Seite auch – da wird verdreht, «dräckelet», Halb-
wahrheiten verbreitet, gestichelt, immer und im-

Ruedi Ritschard, Kolumnist

mer wieder, da wird ganz leise und durchtrieben Druck 
aufgebaut, bis das Ziel – was auch immer – erreicht ist. 
Manchmal geht’s gehörig zur Sache, oft sind Nadelstiche 
nur das Vorwort. Persönliche Angriffe sind an der Tages-
ordnung. Liebe deinen Nächsten …

Nadelstiche. Kleine boshafte, kränkende Bemerkungen 
machen. Leute, schreibt Leserbriefe! Den eigenen Frust 
loswerden, über unsere Regierung lamentieren, den neuen 
Kampfjet zerzausen, die Armee verteufeln, den Ungeimpf-
ten eins über die Rübe ziehen – einfach und günstig dank 
Leserbriefen! Ich reibe mir die Augen. Da steht doch wahr-
haftig in einem Leserbrief einer Tageszeitung: «Die Ansich-
ten der EDU haben mit christlichem Glauben und den Grund-
lagen der Bibel wenig zu tun. Es ist eine konservative Partei, 
wissenschaftskritisch, mit sektiererischen Zügen.»

In Epheser 4,29 lesen wir (Hoffnung für alle): «Redet nicht 
schlecht voneinander, sondern habt ein gutes Wort für jeden, 
der es braucht. Was Ihr sagt, soll hilfreich und ermutigend sein, 
eine Wohltat für alle.» Das wäre mal was für alle Leserbrief-
verfasser. Natürlich auch Verfasserinnen – und eigentlich 
für die ganze Bevölkerung.

«Bisch gly fertig?» Die bestens bekannte Stimme reisst 
mich aus meinen Gedanken. «Bi grad sowyt, Schnügi, 
chasch d Suppa übertue!» Schnell die letzten Stiche, aber 
Obacht auf meine Finger. Jetzt ist die Decke fertig. Ich 
freue mich über das wollene Werk. Meine Frau häkelt spä-
ter noch eine Abschlusskante aus festen Maschen oder 
Kettmaschen oder einem Moss-Stitch oder so was Ähnli-
chem um die Decke herum – oder einfach gesagt: Sie setzt 
dem ganzen Werk mit einem kunstvollen Rand aus ge-
konnten Nadelstichen die Krone auf. Die Decke reist jetzt 
mit vielen andern gestrickten Sachen nach Israel. Auch so, 
mit gestrickten Decken, Socken und Halstüchern kann 
man Israel unterstützen. Das macht Freude. Israel, das von 
der ganzen Welt tagtäglich mit Nadelstichen der gemeins-
ten Art bombardiert wird. Sogar aus christlichen Kreisen. 
Tut Israel Gutes – Ihr werdet gesegnet sein. ●

Nadel-Nadel-
stichestiche
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PAGINA TICINESE | UMFRAGE

Die Meinung, dass Politik und Glaube nichts 
miteinander zu tun haben, teile ich nicht, da 
ich hierzu andere Erfahrungen gemacht habe. 
Als ich in Steffi  sburg vor über 20 Jahren im 
Parlament Einsitz nahm, war die Umgangs-
form alles andere als freundlich, sie war von 
Gehässigkeit und unsachlichen Voten geprägt. 
Eine Veränderung war nicht in Sicht. Die ein-
zige Hoff nung auf Veränderung blieben der 
Glaube und das Gebet.
Diese unschöne Ausgangslage war der Start 
des Gebets vor den Parlamentssitzungen. In 
einer kurzen Gebetszeit vor der Sitzung, in der 
Werkstatt unseres EVP-Freunds, brachten wir 
Gott immer wieder die gleichen Anliegen. Wir 
beteten um Freundlichkeit, Barmherzigkeit, 
Sachlichkeit und gegenseitige Achtung. Nach 
«unbarmherzigen» Sitzungen waren wir oft im 
Zweifel, ob Gott unsere Anliegen erhören wür-
de. Auch weil wir feststellten, dass die an-
griff slustigen Personen weder amts- noch 

Umfrage: Warum sind Sie in der EDU?

«… Gott erhört uns!»
kampfesmüde waren und somit die unwürdi-
ge Umgangsform weiterhin prägen würden. 
Unsere Gebetsgruppe vor der Sitzung setzte 
sich mittlerweile nicht mehr nur aus EVP und 
EDU zusammen, sondern Personen aus vier 
Parteien beteten für Veränderung.
In der folgenden Zeit überraschte uns Gott 
immer wieder mit personellen Veränderun-
gen, die er geschehen liess. Zunehmend war 
ein Wandel zu erkennen. Seit Jahren erfreuen 
wir uns nun in Steffi  sburg über eine «Kultur 
der Ehre». Die oben erwähnten Gebete wur-
den erhört und Gott setzte sie um. Ihm ge-
hört Dank und Ehre!

Christian Gerber (59), verheiratet, drei erwach-
sene Kinder, drei Grosskinder, Revierförster 
und selbständiger Unternehmer; Mitglied im 
Gemeinderat Steffisburg; Hobbys: Laufen, 
Biken, «z’Bärg ga»

Il DECS perde il pelo, ma non il vizio

L’impostazione del suo «nuo-
vo» progetto fa della «parità di 
arrivo» per tutti, anziché della 
«parità di partenza» per tutti, 
il cardine del sistema della 
scuola dell’obbligo. Ciò com-
porterà, a lungo andare, un 
livellamento verso il basso 
della Scuola Media.
Gli sforzi individuali, il me-
rito, la competitività, le di-
versità sono relativizzati a 
favore di esagerate pretese 
di uniformità ed inclusione.
Quel che continua a propor-
re il DECS è una riforma so-
ciale più che una riforma 
scolastica.

Edo Pellegrini, presidente UDF Ticino, deputato in Gran Consiglio

non risolverebbe nulla riguar-
do al «superamento» dei livel 
li, poiché in quarta media tali 
livelli rimarrebbero in vigore; 
non è neppure stata fatta una 
vera sperimentazione e non si 
è voluto nemmeno attendere 
una valutazione dell’effi  cacia 
dei laboratori in prima e se-
conda media.
Per attuare questo cambia-
mento in terza media il Gover-
no chiede ora espressamente 
un credito al Gran Consiglio 
nell’ambito del Preventivo 
2022 che discuteremo in gen-
naio, proprio contemporanea-
mente all’uscita di questo nu-
mero di EDU-Standpunkt.

La proposta ora in discussio-
ne è quella di sostituire, solo 
in terza media, in matematica 
e tedesco, i livelli con i labo-
ratori a classi dimezzate ed a 
gruppi eterogenei, senza, 
quindi, tener conto delle atti-
tudini e delle capacità degli 
allievi.
Al di là dei costi non indiff e-
renti, il progetto ha già solle-
vato una marea di critiche, 
anche da parte dei docenti, sia 
di Scuola Media, sia del post 
obbligatorio.
Infatti, la proposta non tiene 
per niente conto dei pareri 
contrari espressi dagli esperti 
di matematica e del fatto che 

Il 23 settembre 2018, il Popolo ticinese disse chiaramente NO alla «Scuola che verrà». 
L’On. Bertoli non ha ancora accettato la sconfi tta popolare e continua a tentare di far 
rientrare dalla fi nestra ciò che è stato buttato fuori dalla porta.

Il nostro gruppo, nel rispetto 
della volontà popolare, si atti-
verà per impedire la maggior 
spesa di Preventivo 2022 che 
attuerebbe una misura della 
defunta «Scuola che verrà».
Quando arriveranno proposte 
migliori, strutturali e comple-
te per la Scuola Media ticinese 
ne ridiscuteremo; adesso 
blocchiamo la proposta mon-
ca del DECS. ●
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SERVICE

Marktplatz

VERKAUFEN
Produkte aus Israel – Direkt-
import. Jetzt im Angebot: bis zu 
50 % Rabatt auf Saftdatteln «Super 
Juicy», 500 g für Fr. 15.– oder in der 
Original-3 kg-Schachtel für nur 
Fr. 72.50; sowie Rotwein Lubavitch 
und Adir Kerem Cabernet (ab 6 Fla-
schen 50 % Rabatt). Reiches Sorti-
ment an Weinen, Datteln, Olivenöl, 
Gewürzen, Tee, Kaff ee, Süsses und 
100 % natürliche Kosmetika. Wir 
bieten unsere Produkte im Web-
shop, auf Bestellung oder im «Läde-
li» an. Kontakt: www.isratrade.ch, 
info@isratrade.ch; 077 434 44 73

Medjool-Datteln aus Israel, Ernte 
2021, 5 kg Fr. 80.− plus Porto und 
Verpackung. Bestellen bei Peter 
Bonsack, Kallnach. 
K: 079 607 12 07

VERMIETEN
Auf Frühling 2022: 2-Zi.-Parterre-
Wohnung in Thun-Lerchenfeld. 
Wohnzimmer mit off ener Küche 
(Geschirrspüler, grosser Kühl-
schrank), Badewanne, Nichtraucher-
haus mit Balkon, Alpensicht, sonnig, 
Gartenhaus zur Mitbenutzung. 
Auf Wunsch Parkplatz Fr. 40.–. MZ 
Fr. 1050.–, NK Fr. 110.–. Auskunft 
und Besichtigung: 031 781 31 57

Vermiete in grossem Haus mit 
Wintergarten und div. Sitzplätzen 
2 möblierte Zimmer (>25 m²) in 
der Nähe Pro Natura Auried, Kt. 
FR. Grosse Küche mit 7-Platz-Eck-
bank, Galerie-Leseecke, Bastelate-
lier, Autoeinstellplatz auf Anfrage. Je 
Zi. Fr. 600.-/Mt. exkl. Strom, Wasser, 
ARA. K: rita.deuber@gmx.ch, 
026 674 09 85

VERSCHENKEN
Das Traktat in unsere Situation: 
«...verunsichert? Es gibt Hilfe...». 
Laut einer ETH-Studie haben 
Schweizerinnen und Schweizer die 
Weltlage noch nie so düster einge-
schätzt wie heute! Aber: Es gibt eine 
Möglichkeit, dass wir ohne Angst, 
getrost und mit Frieden im Herzen 
in die Zukunft schauen können! Hel-
fen Sie deshalb mit, dass dieses 
Traktat noch in viele Hände kommt! 
Gratis erhältlich beim Literatur-
Dienst, Postfach 21, 3113 Rubigen 
BE, SMS + Tel.: 079 613 20 02, 
E-Mail: literatur-dienst@bluewin.ch

VERSCHIEDENES
www.predigten4you.ch − Predig-
ten für Sie, wie Sie es wahrschein-
lich nicht gewohnt sind.

Die EDU lädt ein
Baden: jeden 1. Montag des Monats: 
EDU-Gebet. Kontakt: 079 541 38 51

Biel: jeden 1. Donnerstag des 
Monats, 19 Uhr, Fam. Wüthrich, 
Weidstrasse 15: EDU-Gebet. 
K: 032 365 42 53

Heiden: jeden 1. Dienstag des 
 Monats, 14.30 Uhr, Pfi ngstgemeinde, 
Asylstrasse 26: EDU-Gebet. 
K: 077 520 48 73

Männedorf: jeweils mittwochs in 
den geraden Kalenderwochen von 
9−10 Uhr, Luegislandstrasse 27: 
EDU-Gebet. K: 044 920 45 43

Zürich: jeweils am 2. Mittwoch 
des Monats, 18.30−19 Uhr, Cevi-
Zentrum Glockenhof, Raum der 
Stille, Sihlstrasse 33: EDU-Gebet. 
K: 044 322 61 46

4.2. Oberglatt: 20 Uhr, Hof Wiesen-
grund, Grundstrasse 23: Parteitag 
EDU Zürcher Unterland, mit Vor-
trag «…den Menschen in Osteuropa 
kommt das irgendwie bekannt vor» 
von Peter Christoph, Projektleiter 
bei AVC (Aktion für verfolgte Chris-
ten und Notleidende). Der Vorstand 
der «EDU Zürcher Unterland» lädt 
herzlich ein! Keine Voranmeldung 
nötig, Verzicht auf Essen und Ge-
tränke, Maskenpfl icht. Besucherzahl 
beschränkt, darum Voranmeldung 
bis 31.1.2022 möglich: 078 860 60 
16 per WhatsApp/sms. Der Anlass 
fi ndet ohne Zertifi zierung statt.

14./28.2. Bülach: 20–21 Uhr, 
Gebetshaus Bülach, Winterthurer-
strasse 23: Fürbitte-Gebet. 
Organisation: EDU Zürcher 
Unterland. K: 044 856 01 93

20.2. Herisau: 17 Uhr, Pfi ngstge-
meinde, Rosenaustrasse 1: 
EDU-Gebet. K: 071 351 67 39

2.4. Illnau ZH, Restaurant Rössli: 
Delegierten- und Mitgliederver-
sammlung der EDU Schweiz 
(DV vormittags, MV nachmittags). 
Weitere Infos folgen. 
K: info@edu-schweiz.ch, 
033 222 36 37

(s. auch KANTONALTEIL BE, ZH)

Christliche Anlässe
Gemeinde für Christus
24.–28.1. Gebetstage: «Mit Gott in 
fremder Umgebung». Gebetszeiten 
und Andachten. Montagabend bis 
Freitagmittag jeweils 10.00–11.30 
Uhr und 19.00–20.30 Uhr
Weitere Infos: 
www.freizeithaus.gfc.ch

STAND
  PUNKT
Christlich-politische 
Monatszeitschrift

Angebote und Termine
Seminar für biblische Theologie 
Beatenberg
5.–12.2. Seminarwoche Bibelaus-
legung: 24 Lektionen zu drei bibli-
schen Büchern Kontakt: 033 841 
80 00, www.gaestehaus.ch

versoehnt.ch
10.–12.2.2022 Universität Bern, 
Schanzeneckstrasse 1: Konferenz 
«versöhnt leben»
11.2.2022 19.30 Uhr, Heiliggeist-Kir-
che, Spitalgasse 44, Bern: Konzert-
lesung mit Samuel Koch und 
Samuel Harfst. Weitere Infos: 
www.versoehnt.ch

FEG 
12.2. 9.30–16.30 Uhr, Zürich: Ehe-
vorbereitung «Fit für die Ehe?!» –
Impulstag für Verliebte und Ver-
lobte. Die praxisnahe und hilfreiche 
Ergänzung zur persönlichen Ehevor-
bereitung. Auch als Orientierungs-
hilfe für Paare, die noch nicht heira-
ten wollen. Infos/Anmeldung: 
www.feg.ch/ehefi t

Christus Gemeinde Linth
25.3. 19.30 Uhr, Seminarcenter 
«Treff punkt», Etzelstr. 5, Uznach: 
Vortrag von Philip Bell, Grossbritan-
nien, Creation Ministries Internatio-
nal: «Intelligent Design in der 
Natur». Der Referent wird des 

«EDU-Standpunkt» 
Die Ausgabe 03/2022 wird am 
28. Februar 2022 versandt. 
Redaktionsschluss: 
11. Februar 2022
Druck: 24. Februar 2022

Schöpfers Genialität in der Schöp-
fung aufzeigen. Vortrag auf Eng-
lisch, Übersetzung ins Deutsche. 
https://www.seminarcenter-
treff punkt.com

7.5. 9–22 Uhr, FEG Aarau, Parkstras-
se 16 b, Schönenwerd SO: Jugend-
anlass DOXA. Alle Jugendlichen ab 
16 Jahren sind herzlichst eingela-
den. K: www.doxa-jugendevent.ch

Hinweis:
Alle Angaben unter Vorbehalt
der weiteren Entwicklung.

Kontaktperson
Nicole Salzmann
marktplatz@edu-schweiz.ch

Fachhändler für Naturbettwaren

Kommen Sie vorbei und lassen Sie sich beraten!

Massivholzbetten in über 60 Designs
fanello-Lattenrost und Naturlatexmatratze
Schurwollduvets, Kissen und Bettauflagen

Schaukarderei
- Naturfaserkleider
- Jurtenübernachtung
- Betriebsführungen

062 962 11 52
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TESTAMENT / LEGATE
Möchten Sie über Ihr irdisches Leben hinaus Gutes 
tun? Dann berücksichtigen Sie die EDU in Ihrem 
Testament oder mit einem Legat. Jede Gabe stärkt 
das Werte-orientierte Engagement der EDU. Weite-
re Auskünfte sind bei der Redaktion erhältlich.

 SCHLUSS  

Gemeinschaft und Un-
terstützung neu wagen
Aufgrund aktueller Entwicklungen und der 
Befürchtung, dass die Zukunft weitere Herausforde-
rungen, Einschränkungen und Nöte bringen könnte, 
sind diverse neue Gemeinschaften und Vernetzun-
gen entstanden, aber auch unabhängig davon.

Der Gemeinschaftsgarten Tannhof wurde bereits 
2014 von Franz und Heidi Schmucki zusammen 
mit Iwan und Catrina Wüst gegründet. Das Motto 
lautet: «Wir wollen gemeinsam bewahren, säen, pfle-
gen, ernten, konservieren, Leben teilen.» Das Leitbild 
orientiert sich an 1. Mose 2,15, 2. Mose 20, Die zehn 
Gebote sowie Matthäus 22,37-39.

Das Projekt steht jedem Menschen offen, gleich welcher Her-
kunft, Religion oder Schaffenskraft. Singles, Familien mit Kin-
dern, Alte, Junge, alle sind willkommen! Der Zweck ist, auf ge-
meinschaftlichen Beeten Gemüse für den Eigenbedarf 
anzubauen. Der Anbau erfolgt nach den örtlichen Möglichkei-
ten und den Bedürfnissen der Teilnehmer, nicht nach dem 
Maximalertrag der Kulturen. Das Ziel ist, wenn möglich für 
das ganze Jahr, im Kreislauf der Natur schonend und natur-
nah zu produzieren und wenn möglich zu konservieren. Ge-
meinsames Arbeiten, Erleben, Teilen und Helfen je nach per-
sönlichen Möglichkeiten, auch Zeit für Spiel, Spass und 
gemeinsames Essen sind mit inbegriffen. Weitere Infos: 
www.gemeinschaftsgarten-tannhof.ch

Vielleicht haben auch Sie gemeinsame Projekte bis hin zu 
Wohn- und Lebensgemeinschaften realisiert oder träumen 
noch davon? Etwa nach dem Vorbild von Apostelgeschichte 3, 
44.45: «Alle Gläubigen waren aber beisammen und hatten alle 
Dinge gemeinsam; Sie verkauften die Güter und Besitztümer und 
verteilten sie unter alle, je nachdem einer bedürftig war.» Dies ist 
wohl nicht jedermanns Sache. Sicher gibt es weniger weit ge-
hende Umsetzungen, die ebenso spannend, ermutigend und 
gesegnet sind. Über entsprechende Erfahrungsberichte wür-
den wir uns freuen. ●

Lisa Leisi, Präsidentin EDU Kanton St. Gallen



«Lepra ist heilbar. 
Helfen Sie jetzt!»

Ruedi Josuran:

lepramission.ch

SPITALSCHIFFE
FÜR DIE ÄRMSTEN

Sie können
helfen!

www.mercyships.ch

Mission 
Aviation 

Fellowship

maf-schweiz .ch

www.cjvm-zentrum.chwww.cvjm-zentrum.ch

FER IEN & SEMINARE

www.huwa.ch

OPFER BRAUCHEN KEIN 
MITLEID, SIE BRAUCHEN 
EINEN JOB.

glowbalact.com

jung, dynamisch und motiviert

www.baumannelektro.ch
3110 münsingen | 031 721 62 27
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Diemtigtal
Berner Oberland:

für Sie und 
Ihre Gemeinde!
kurhaus-grimmialp.ch

KÖNIGLICH 
DRUCKEN

Sind Sie fair versichert?
www.TransparentBroker.ch www.prosperita.ch

PROSPERITA

PROSPERITA
Stiftung für die berufliche Vorsorge

Die christlich-ethische 
Pensionskasse

PROSPERITA

PROSPERITA
Stiftung für die berufliche Vorsorge

Die christlich-ethische Pensionskasse

Die christlich-ethische 
Pensionskasse

Musical-Tour Sommer 2019

Adonia, Trinerweg 3, 4805 Brittnau, 062 746 86 42, junior@adonia.ch

3075 Rüfenacht BE |  Fr |  26.07.19 |  19:30 |  Kirchgemeindehaus, Sperlisacher 2
3210 Kerzers FR |  Fr |  02.08.19 |  19:30 |  Seelandhalle, Fräschelsgasse 11
3322 Urtenen-Schönbühl BE |  Sa |  13.07.19 |  14:30 |  Zentrumssaal, Zentrumsplatz 8
3324 Hindelbank BE |  Sa |  10.08.19 |  14:30 |  Aula, Schulhausweg 8
3360 Herzogenbuchsee BE |  Fr |  19.07.19 |  19:30 |  Sonnensaal, Zürichstr. 2
3452 Grünenmatt BE |  Sa |  20.07.19 |  14:30 |  Mehrzweckhalle, Trachselwaldstr. 44
3510 Konolfingen BE |  Sa |  03.08.19 |  14:30 |  Kirchgemeindehaus Konolfingen, Kirchweg 10
3665 Wattenwil BE |  Sa |  27.07.19 |  14:30 |  Mehrzweckgebäude Wattenwil, Hagenstr. 7
3703 Aeschi b. Spiez BE |  Fr |  09.08.19 |  19:30 |  Gemeindesaal, Mülenenstr. 2
3714 Frutigen BE |  Fr |  12.07.19 |  19:30 |  Pfimi Frutigen, Zeughausstr. 6
4312 Magden AG |  Fr |  12.07.19 |  19:30 |  Gemeindesaal, Schulstr. 23
4460 Gelterkinden BL |  Sa |  10.08.19 |  14:30 |  Mehrzweckhalle, Turnhallenstr. 18
4704 Niederbipp BE |  Sa |  27.07.19 |  14:30 |  Räberhus, Hintergasse 5
5013 Niedergösgen SO |  Sa |  20.07.19 |  14:30 |  Mehrzweckhalle, Inselstr. 34
5704 Egliswil AG |  Fr |  19.07.19 |  19:30 |  Mehrzweckhalle, Seonerstr. 2
5734 Reinach AG |  Fr |  26.07.19 |  19:30 |  Lenzchile, Lenzstr. 1
5742 Kölliken AG |  Sa |  13.07.19 |  14:30 |  Mehrzweckhalle MZH, Berggasse 4
6280 Hochdorf LU |  Fr |  09.08.19 |  19:30 |  Kulturzentrum Braui, Brauiplatz 5
7270 Davos Platz GR |  Sa |  20.07.19 |  14:30 |  Aula SAMD, Guggerbachstr. 3
7310 Bad Ragaz SG |  Fr |  19.07.19 |  19:30 |  MZG Bad Ragaz, Fläscherstr. 10
8142 Uitikon ZH |  Sa |  10.08.19 |  14:30 |  Üdiker-Huus, Zürcherstr. 61
8267 Berlingen TG |  Sa |  20.07.19 |  14:30 |  Unterseehalle, Bahnhofstr. 5
8305 Dietlikon ZH |  Fr |  19.07.19 |  19:30 |  Fadachersaal, Fuchshalde 2
8405 Winterthur ZH |  Sa |  13.07.19 |  14:30 |  Zentrum Arche, Heinrich-Bosshard-Str. 2
8424 Embrach ZH |  Fr |  26.07.19 |  19:30 |  Gemeindehaussaal, Dorfstr. 9
8474 Dinhard ZH |  Sa |  27.07.19 |  14:30 |  Turnhalle, Ebnetstr. 51
8583 Sulgen TG |  Fr |  12.07.19 |  19:30 |  Auholzsaal, Kapellenstr. 10
8630 Rüti ZH |  Fr |  09.08.19 |  19:30 |  Löwensaal, Dorfstr. 22
9107 Urnäsch AR |  Sa |  13.07.19 |  14:30 |  Mehrzweckgebäude Au, Unterdorfstr. 36
9122 Mogelsberg SG |  Fr |  12.07.19 |  19:30 |  Turnhalle, Sonnenbergweg
9450 Altstätten SG |  Fr |  12.07.19 |  19:30 |  Saal Hotel Sonne, Kugelgasse 2
9497 Triesenberg FL |  Sa |  13.07.19 |  14:30 |  Triesenberger Dorfsaal, Dorfzentrum, Schlossstr. 3

adonia.chEintritt zu allen Konzerten frei – Kollekte. Keine Platzreservation.

Adonia-Junior-Chor
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9497 Triesenberg

Eintritt zu allen Konzerten frei – Kollekte. 

Musical von

Markus Heusser

Hotel Artos Interlaken

Wachs(ge)Schichten
Für Einsteiger oder Fortgeschrittene – Veredeln von Bildern und Bildcollagen.
Durch die Transparenz der Wachsschicht entsteht eine ganz besondere Bild-

wirkung: geheimnisvoll, entrückt. 
1. bis 3. November 2019 mit Denise Grimm

Preis für Vollpension im Einzelzimmer CHF 312.–; Doppelzimmer CHF 524.–;
Kurskosten CHF 320.– pro Person

Klöppelkurs
Für Einsteiger und Fortgeschrittene – Klöppeln: Ein Kunsthandwerk,

das fasziniert. Lassen Sie sich davon begeistern!
4. bis 8. November 2019 mit Marianne Rubin, Lauterbrunnen

Preis für Vollpension im Einzelzimmer CHF 580.–; Doppelzimmer CHF 960.–;
Kurskosten CHF 250.– pro Person

Meditatives Malen
Die zarte Pflanze Glück – Texte der Bibel, Farbe und Pinsel führen uns an das

Glück heran, das Gott für uns bereithält – zart und kraftvoll.
15. bis 17. November 2019 mit Christa und Gunnar Wichers

Preis für Vollpension im Einzelzimmer CHF 290.–; Doppelzimmer CHF 480.–;
Kurskosten CHF 130.– pro Person inkl. Material

Gedächtnistraining
Denken macht Spass! Deshalb wollen wir uns intensiv unseren

grauen Zellen widmen.
18. bis 23. November 2019 mit Marina Kohler

Preis für Vollpension im Einzelzimmer CHF 605.–; Doppelzimmer CHF 1080.–;
Kurskosten CHF 310.– pro Person

Infos und Anmeldung: Hotel Artos, Alpenstrasse 45, 3800 Interlaken
Telefon 033 828 88 44, www.hotel-artos.ch, mail@artos-hotel.ch

Weitere Informationen und Kurse finden Sie unter www.hotel-artos.ch/
angebote-undpreise/themenwochen-und-kurse.

Für mehr Lebensqualität.

www.rs-hilfsmittel.ch
Heimberg

BALTIC FOOD
NOTRATIONEN

KRISENVORSORGE
OUTDOOR

HOME & PLEASURE

Mitarbeiter Administration (m/w)

Mission am Nil International
www.mn-international.org

Für diese vielfältigen Aufgaben wünschen wir uns Personen mit 
fundierten Kenntnissen in den Bereichen Buchhaltung/Finanzen,  
Personalverwaltung und Informatik. Je nach Ihren Gaben und 
Interessen können weitere Aufgaben das Stellenprofil ergänzen.

Mit Ihrer herzlichen und offenen Art, vielseitigem Interesse und 
einer diakonischen Grundhaltung ergänzen Sie uns als Team-
player. Wir sind ein kleines, flexibles, motiviertes Team, das in 
einem internationalen und interkulturellen Umfeld arbeitet. Es ist 
uns wichtig, im Arbeitsalltag mit Jesus Christus unterwegs zu sein.

Einen Link zur ausführlichen Version dieser Stellenausschreibung 
finden Sie auf unserer Webseite www.mn-international.org. 
Dort erfahren Sie auch mehr über unsere Arbeit in sechs afrika-
nischen Ländern: Ägypten, Sudan, Äthiopien, Eritrea, DR Kongo 
und Tansania.

Sind Sie das Puzzlestück, das uns fehlt? Wir freuen uns auf 
Ihre Bewerbung per E-Mail. Unser Missionsleiter Markus 
Fischer steht gerne auch telefonisch für ein erstes Gespräch zu 
Verfügung.

E-Mail: m.fischer@nilemail.org | Telefon: +41 44 767 90 93

Um die freiwerdende Position des Leiters Administration wieder 
zu besetzen, suchen wir für unsere Geschäftsstelle in Knonau ZH 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt ein bis zwei

Unsere Vision: Hoffnung für Menschen am Nil

KOSTENLOSES PROBEHEFT BESTELLEN:
Tel. 0041 (0)71 727 21 20 I www.schwengeler.ch

wagen!NEUES MIT ETHOS & FACTUM GUT 
INS NEUE JAHR STARTEN.


